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Vorlage
für die Sitzung 
der staatlichen Deputation 
für Soziales, Jugend und Integration
am 17. November 2016
IT-Einsatz/ -Unterstützung im Bereich Unterhaltsvorschüsse
A. Problem

In der Vorlage 37/16 (IT-Einsatz im Bereich Unterhaltsvorschüsse) wurde für die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration am 09.06.2016 dargestellt, dass kumulierte Auswertungen über offene Unterhaltsforderungen beim IT-Dienstleister Dataport anzufordern sind. 

In der Folge wurde der IT-Dienstleister Dataport mit der Durchführung der erforderlichen Auswertungen zur Darstellung des kumulierten Forderungsbestandes beauftragt. Die Vorstellung der Ergebnisse dieser Auswertung wurde der Deputation für ihre Sitzung im Oktober oder November 2016 angekündigt.
B. Lösung

Die Daten im Fachverfahren wurden geprüft, bereinigt und anschließend nach Prioritäten kategorisiert und ausgewertet. Zum Stichtag 31.10.2016 bearbeitete das Referat „Unterhaltsforderung“ im Amt für Soziale Dienste (AfSD) insgesamt 6.257 Fälle. Dabei handelt es sich sowohl um laufende Bezugsfälle als auch um Fälle, die bereits aus dem laufenden Bezug ausgefallen sind, d.h. bei denen aktuell keine Unterhaltsvorschusszahlung mehr stattfindet, wohl aber noch Rückzahlungen zu leisten sind.

Für die weitere Auswertung sind die Fälle in drei Prioritäten unterteilt worden:

1) Zu den Fällen der Priorität A zählen: 
· alle Zahlfälle (d.h. alle Fälle, in denen Zahlungen eingehen),
· alle Fälle, in denen in den letzten 12 Monaten Unterhalt festgesetzt, ein Kostenbeitrag errechnet oder die Ersatzfähigkeit festgestellt wurde,
· alle Unterhaltsfälle, in denen ein Unterhaltsanspruch (aktuell) tituliert wurde oder werden muss (titulierte Forderungen sind Forderungen, die auf einem Vollstreckungstitel beruhen),
· Rechtsnachfolgeklauseln (Aushändigung des Unterhaltstitels; anschließend werden diese Fälle, wie Unterhalts-Kosteneinzug, in Priorität B behandelt).
2) Zu den Fällen der Priorität B zählen: 
· Fälle mit jungen Unterhaltspflichtigen,
· aktuelle Forderungen, bei denen der Unterhaltsschuldner derzeit nicht zahlungsfähig ist.
3) Zu den Fällen der Priorität C zählen: 
· Unterhaltspflichtige, die Arbeitslosengeld II oder Leistungen nach dem SGB XII erhalten,
· Kostenbeitragspflichtige, die Arbeitslosengeld II oder Leistungen nach dem SGB XII erhalten,
· Unterhaltsfälle, in denen eine Beistandschaft läuft,
· Forderungsakten, in denen seit drei Jahren keine Ersatzfähigkeit festgestellt werden konnte und in denen es Gründe gegen eine Niederschlagung (z.B. hohe Forderung oder junge Unterhaltspflichtige) gibt.
Die Auswertung der Fälle durch Dataport gemäß der dargestellten Priorisierung führte zu den folgenden Ergebnissen:

1) Der Priorität A sind 2.097 Fälle mit einem Gesamtvolumen von 4,3 Mio. € zugeordnet.
2) Der Priorität B sind 1.695 Fälle mit einem Gesamtvolumen von 1,1 Mio. € zugeordnet.
3) Der Priorität C sind 2.465 Fälle mit einem Gesamtvolumen von 1,6 Mio. € zugeordnet.
Entsprechend der Priorisierung werden folgende Maßnahmen ergriffen:

1) Priorität A: Fälle dieser Priorität werden vollständig und fristgerecht bearbeitet. Der Zahlungseingang wird fortlaufend überwacht. Eine Steigerung der Zahlungen wird geprüft. In der Vergangenheit wurde jedoch festgestellt, dass Schuldner in dieser Priorität zwar zahlungswillig, jedoch häufig nur begrenzt zahlungsfähig sind. Daher ist bei der Bewertung der offenen Forderungen in dieser Priorität zu berücksichtigen, dass eine vollständige Tilgung der Schuld in vielen der 2.097 Fälle kurz- bis mittelfristig nicht erreicht werden kann. Insofern ist das Ausfallrisiko der Gesamtschuld gering, jedoch kann die Ausfallwahrscheinlichkeit einer Teilschuld im Einzelfall durchaus sehr hoch sein.
2) Priorität B: Die 1.695 Fälle dieser Kategorie werden im Jahr 2017 vom Fachreferat jeweils einzeln geprüft und anschließend neu priorisiert. Ziel ist es, diese Fälle bei gegebener Zahlungsfähigkeit in die Priorität A zu überführen. Erfahrungsgemäß ist jedoch zu erwarten, dass ein nicht unerheblicher Anteil der Fälle in die Priorität C abfallen wird.
3) Priorität C: In dieser Priorität befinden sich die Fälle mit dem höchsten Ausfallrisiko bezogen auf die Gesamtforderung. Aufgrund negativer Prognosen hinsichtlich der Entwicklung der Zahlungsfähigkeit in Kombination mit der hohen Fallzahl (rd. 40% aller Fälle), aber relativ geringem Forderungsbestand (rd. 23 %) sind die (knappen) Personalressourcen im Referat „Unterhaltsforderung“ hier nachrangig einzusetzen. Es wird daher geprüft, ob eine Abgabe dieser Fälle zur weiteren Bearbeitung an das von der Senatorin für Finanzen initiierte Projekt „Optimierung und Weiterentwicklung des Forderungsmanagements“ möglich ist. Im Rahmen dieses Projekts wird besondere Expertise im Umgang mit Forderungen, bei denen eine ungünstige Relation aus notwendigem Arbeitseinsatz und Erfolgswahrscheinlichkeit vorliegt, aufgebaut. Nur durch einen hohen Spezialisierungsgrad können diese Fälle wirtschaftlich bearbeitet werden.

Die in der jüngeren Vergangenheit ergriffenen Maßnahmen haben bereits zu einer Steigerung der Einnahmen geführt. Die Summe der Einnahmen in den Monaten Januar bis September der Jahre 2014, 2015 und 2016 konnte von rd. 664 Tsd. € über 682 Tsd. € auf 712 Tsd. € gesteigert werden. Nichtdestotrotz ist damit zu rechnen, dass ein erheblicher Anteil am Gesamtforderungsbestand von derzeit rd. 7 Mio. € ausfallen wird. Naturgemäß werden Unterhaltsvorschüsse nicht immer, aber in einer erheblichen Zahl der Fälle, aufgrund mangelnder wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit gezahlt. In einigen dieser Fälle ist eine Rückzahlung über einen entsprechend langen Zeitraum mit einer geringen Rate möglich, in vielen anderen Fällen kommt es jedoch zu keiner wirtschaftlichen Erholung der Unterhaltspflichtigen, so dass die Eintreibung der Schuld, auch bei Ausschöpfung aller rechtlichen Möglichkeiten, erfolglos verläuft.
C. Alternativen

Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung

Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Darstellung der Ergebnisse. Unterhaltsvorschüsse werden ganz überwiegend von Männern zurückgefordert.
E. Beteiligung / Abstimmung

Nicht erforderlich.
F. Beschlussvorschlag

Die staatliche Deputation für Soziales, Jugend und Integration nimmt die Auswertung zu den offenen Forderungen im Bereich Unterhaltsvorschuss zur Kenntnis.

